
Aktionstag in Berlin 

Deserteure und Kriegsdienstverweigerer  

brauchen Schutz und Asyl 
 

Das zeigen wir am Donnerstag, 8. Dezember in Berlin: Mit einem übergroßen Zerbrochenen Gewehr 

für die Rechte der Verweigerer und Deserteure stehen wir vor dem Europäischen Haus. Fotomontage 

 

Friedens- und Menschenrechtsorganisatio-

nen rufen aus Anlass des Internationalen Ta-

ges der Menschenrechte (10. Dezember) zu ei-

nem Aktionstag vor dem Europäischen Haus in 

Berlin auf. Sie fordern Schutz und Asyl für De-

serteure und Kriegsdienstverweigerer aus 

Russland, Belarus und der Ukraine. „Hundert-

tausende haben sich den Kämpfen in der Uk-

raine entzogen“, so heute Rudi Friedrich vom 

Kriegsdienstverweigerungs-Netzwerk Connec-

tion e.V. „Auf der Seite Russlands und Belarus 

wollen sie sich nicht an einem Angriffskrieg 
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Vor der Europäischen Kommission in Berlin 

Unter den Linden 78 in 10117 Berlin (U+S Brandenburger Tor) 



beteiligen. Auf der Seite der Ukraine entzie-

hen sie sich dem Zwang zum Kriegsdienst.“ 

Zur Aktion haben die Organisator*innen Ver-

weigerer und Antikriegsaktivist*innen aus al-

len drei Ländern eingeladen. 

Getragen wird die Aktion von: antimilitaristi-

sche aktion berlin (amab), Connection e.V., 

Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte 

KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK), Internatio-

nale Ärzt*innen für die Verhütung des Atom-

krieges – Ärzt*innen in sozialer Verantwor-

tung e.V. (IPPNW), Internationale der Kriegs-

dienstgegner*innen (IDK), NaturFreunde 

Deutschlands, Pax Christi 

Die Organisator*innen unterstützen damit 

eine europaweite Petition, mit der die Euro-

päische Union dazu aufgefordert wird, den 

Kriegsdienstverweigerern und Deserteuren 

aus Russland, Belarus und der Ukraine den 

notwendigen Schutz zu garantieren. Der Auf-

ruf wurde bereits von weit mehr als 5.000 Per-

sonen unterzeichnet. Zudem haben mehr 100 

als Organisationen aus über 20 Ländern mit ei-

nem Appell an den Bundestag und einem Auf-

ruf an das Europäische Parlament die Forde-

rungen gegenüber den Parlamenten stark ge-

macht.  

Es gibt mehr als 150.000 russische Wehr-

pflichtige und Deserteure, die den Angriffs-

krieg ablehnen. Schätzungsweise 22.000 bela-

russische Wehrpflichtige haben ihr Land ver-

lassen, weil sie sich nicht an einer möglichen 

Beteiligung am Krieg in der Ukraine beteiligen 

wollen. Sie alle müssen wegen ihrer Haltung 

gegen den Krieg eine mehrjährige Verfolgung 

befürchten. Sie hoffen auf Schutz in den Zu-

fluchtsländern. 

„Angesichts des Krieges in der Ukraine brau-

chen wir eine klare Zusage der deutschen Bun-

desregierung und der europäischen Institutio-

nen“, so Rudi Friedrich, „dass bei Desertion 

und ausdrücklich auch bei Militärdienstentzie-

hung in Russland Flüchtlingsschutz garantiert 

wird. Bislang sollen nur Deserteure und Oppo-

sitionelle aus Russland geschützt werden. Mili-

tärdienstentzieher sind von den Schutzver-

sprechen jedoch ausdrücklich ausgenommen. 

Ein echter Schutz für alle, die sich dem Krieg 

verweigern, ist schon lange überfällig.“ 

Die Ukraine hat das Recht auf Kriegsdienst-

verweigerung ausgesetzt und die Grenze für 

Männer zwischen 18 und 60 Jahren geschlos-

sen. Mehr als 140.000 Männer haben sich der 

Kriegsbeteiligung in der Ukraine entzogen und 

sind ins Ausland geflohen. Derzeit haben ukra-

inische Staatsbürger einen befristeten Aufent-

halt in der Europäischen Union. In der Ukraine 

wurden bereits mehrere Kriegsdienstverwei-

gerer zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt. 

Rudi Friedrich ergänzt: „Wir erleben, dass in 

der Ukraine Woche für Woche Kriegsdienst-

verweigerer vor Gericht stehen. Das Men-

schenrecht auf Kriegsdienstverweigerung 

muss aber für alle jederzeit Gültigkeit haben, 

gerade auch im Krieg.“ 

 

Weitere Hintergrundinformationen: 

www.Connection-eV.org/ObjectWarCampaign 

Pressekontakt: Connection e.V. 

Rudi Friedrich, +49 69 8237 5534 

office@Connection-eV.org 
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